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I. Perſonalien. 


VI. 


— 


Seine Majeſtät der König haben Aller- der Schichtmeiſter Roſenkränzer und der 
gnädigſt geruht, dem Kommerzienrat Sieg. Polizeiſekretär Kolbe als Geheime expe— 


mund Aſchrott in Berlin den Charakter als dierende Sekretäre und Kalkulatoren, der 


Geheimer Kommerzienrat, dem Kaufmann Regierungsſekretär Reck als Geheimer Re⸗ 
Gerſon Simon in Charlottenburg den giſtrator und der Kanzleidiätar Linke als 
Charakter als Kommerzienrat und dem Archi- Geheimer Kanzleiſekretär angeſtellt worden. 
tekten, Regierungsbaumeiſter a. D. Georg 
Reimarus ebendort den Charakter als Bau— 
rat zu verleihen. Der Baugewerkſchuloberlehrer Stroh— 

meyer in Kattowitz iſt an die Baugewerk— 

Bei dem Miniſterium für Handel und ſchule in Buxtehude verſetzt worden. 

Gewerbe ſind der Regierungsſekretär Hott, 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Berufs- und Betriebszählung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 5. Mai 1907. 

Im Auſchluß an den Erlaß des Herrn Miniſters des Innern vom 10. v. M. 
erſuche ich Sie, in geeigneter Weiſe auch auf eine möglichſt rege Beteiligung der meiner 
Verwaltung unterſtellten Beamten bei Durchführung der am 12. k. M. ſtattfindenden Berufs- 
und Betriebszählung hinzuwirken und Sorge zu tragen, daß ihnen bei Übernahme eines 
Zähler: uſw. Amtes die erforderliche Dienſterleichterung gewährt werde. 

In Vertretung. 
C. B. 1446. — J 4324. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


mag 


Anlage. 
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Anlage. 


Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 10. April 1907. 

Zur ordnungsmäßigen Durchführung der am 12. Juni d. J. ſtattfindenden Berufs⸗ 
und Betriebszählung erſcheint eine möglichſt rege Beteiligung von Beamten als freiwillige 
Zähler und als Mitglieder der zu bildenden Zählungsausſchüſſe dringend erwünſcht. Euere 
Hochwohlgeboren erſuche ich ergebenſt, auf eine ſolche Beteiligung in geeigneter Weiſe 
gefälligſt hinzuwirken und den zur Ubernahme eines Zähler: pp. Amtes bereiten Beamten, 
Hilfsarbeitern, Supernumeraren uſw. die erforderliche Dienſterleichterung zu gewähren. 

Im Auftrage. 


Ih 3854 (gez.) v. Kitzing. 


An die Herren Oberpriifidenten und Regierungspräſidenten, ſowie an den Herrn Polizei— 
präſidenten hier. 


III. Handels⸗Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Bezirk der Handelskammer in Aachen. 
Der Bezirk der Handelskannner in Aachen iſt auf die in den Stadtkreis Aachen ein— 
gemeindete ehemalige Landgemeinde Forſt ſowie auf die Kreiſe Erkelenz, Geilenkirchen und 
Heinsberg ausgedehnt worden. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Markeuſchutz in China. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. Mai 1907. 

Nachdem früher bereits mit anderen Staaten Abkonnnen über den gegenſeitigen 
Markenſchutz in China abgeſchloſſen worden ſind, iſt jetzt eine gleiche Vereinbarung mit der 
ruſſiſchen Regierung getroffen worden. 

Demgemäß ſind die deutſchen Richterkonſuln in China dahin verſtändigt worden, daß 
gegen diejenigen ihrer Gerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen einzuſchreiten iſt, welche die in 
Deutſchland eingetragenen Warenzeichen eines Ruſſen unbefugt verwerten. Die ruſſiſche 
Regierung hat ihre Konſulargerichte in China mit entſprechender Weiſung für den Fall 
verſehen, daß die für einen Deutſchen in Rußland eingetragene Marke in China von einer 
der ruſſiſchen Gerichtsbarkeit unterſtehenden Perſon unbefugt verwertet wird. 

Ich ſtelle anheim, die beteiligten heimiſchen Kreiſe hierauf aufmerkſam zu machen. 

Im Auftrage. 
Ib 3901. von der Hagen. 


An die Handelsvertretungen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Wach⸗ und Schließgeſellſchaften. 
Berlin W. 66, den 8. Mai 1907. 

Das Königlich Bayeriſche Staatsminifterium des Königlichen Hauſes und des Außern 
hat in dem in Abſchrift beigefügten Schreiben vom 23. März d. Is., das uns von dem 
Herrn Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten übermittelt worden iſt, die Mißſtände zur 
Sprache gebracht, die ſich in dem Geſchäftsbetriebe der Wach- und Schließgeſellſchaften be- 
merkbar gemacht haben, und eine Regelung dieſes Betriebs auf dem Wege der Abänderung 
der Gewerbeordnung in Anregung gebracht. Wir erſuchen Sie, über die Erfahrungen, die 
auf dieſem Gebiet in Ihrem Verwaltungsbezirke gemacht worden ſind, zu berichten und ſich 


165 


darüber zu äußern, ob die angeregte Anderung der Gewerbeordnung notwendig und zweck⸗ 
mäßig iſt. Neben einer Unterſtellung unter den S 34 oder § 35 der Gewerbeordnung 
würde auch die Ausdehnung des § 37 a. a. O. auf dieſen Gewerbebetrieb zu erörtern ſein. 

Ihrem Berichte ſehen wir bis zum 1. Auguſt d. Is. entgegen. Einer Fehlanzeige 
bedarf es nicht. 


Der Miniſter des Junern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. In Vertretung. 
von Biſchoffshauſen. Dr. Richter. 


III 3187 M. f. H. u. G. — IIa 2906 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hierſelbſt. 


Anlage. 


Seit einigen Jahren beſtehen in mehreren bayeriſchen wie in anderen deutſchen 
Städten ſogenaunte Wach- und Schließgeſellſchaften, welche gewerbsmäßig den Zweck ver⸗ 
folgen, zur Nachtzeit durch Wächter, die im Beſitze der Hausſchlüſſel find, die Anweſen 
ihrer Abonnenten bewachen und den Juwohnern auf Verlangen die Haustür öffnen zu 
laſſen. Mit Rückſicht auf dieſe Tätigkeit ſollten im Dienſte ſolcher Geſellſchaften nur ver⸗ 
trauenswürdige Perſouen angeſtellt fein. Dies iſt jedoch bei vielen Geſellſchaften nicht der 
Fall. Es wurde daher von Seite einer bayeriſchen Kreisregierung in Auregung gebracht, 
die Wach- und Schließgeſellſchaften dem § 34 oder § 35 der Gewerbeordnung zu unter⸗ 
ſtellen, ein Vorſchlag, der mir nach den bei den übrigen Kreisregierungen gepflogenen Er⸗ 
hebungen Beachtung zu verdienen ſcheint. 

In Bayern beſtehen gegen 25 Wach- und Schließgeſellſchaften, deren Inhaber jedoch 


zumeiſt einzelne Perſonen, keine Geſellſchafter ſind. 5 ſolcher — früherer oder gegen— 
wärtiger — Inhaber waren bereits wegen Körperverletzung, Betrug, Unterſchlagung, 


ſchweren Diebſtahls und Urkundenfälſchung beſtraft worden. Als Kontrolleure, Wachtmeiſter 
oder Wächter Angeſtellte von 15 Geſellſchaften waren — abgeſehen von kleineren Vergehen 
— wegen Diebſtahl, Betrug, Unterſchlagung, Körperverletzung, Hausfriedensbruch, Sach⸗ 
beſchädigung, Bedrohung, Widerſtand gegen die Staatsgewalt beſtraft. Weitere Angeſtellte 
ſtanden im Verdacht, Brandſtiftungen, Sachbeſchädigungen und Ruheſtörungen vorgenommen 
zu haben, um das Augenmerk auf ihre Geſellſchaft — die zur Verhütung derartiger Vor⸗ 
kommniſſe dienen ſoll — zu lenken. Diebſtähle, Bedrohung und Verſuch eines Sittlichkeits⸗ 
verbrechens durch Wächter von Geſellſchaften waren bereits Gegenſtand ſtrafgerichtlicher 
Unterfuchungen; ein Kontrolleur wurde wegen eines Verbrechens der Brandſtiftung in 
Unterſuchungshaft genommen. 

Das Bekanntwerden derartiger Vortkomnmijje hat bereits ſtarkes Mißtrauen gegen die 
Wach- und Schließgeſellſchaften hervorgerufen. Dieſer Umſtand und die Tatſache, daß die 
Geſellſchaften in der Regel nicht kapitalkräftig waren und den übernommenen Verpflichtungen 
nicht immer zuverläſſig nachkamen, ferner die Gründung von Konkurrenzgeſchäften, die in 
gehäſſiger und unlauterer Weiſe geführte Fehden im Gefolge hatten, haben auch ſchon den 
Zuſammenbruch mancher Geſellſchaft verurſacht. Einige Inhaber verſtanden es allerdings, 
das Geſchäft vorher noch an dritte, in der Regel nicht einwandfreie Perſonen zu verkaufen. 

Eine andere bedenkliche Begleiterſcheinung dieſer Wach und Schließgeſellſchaften ijt 
der Kautionsſchwindel. Ein Geſchäftsinhaber geſtand ohne weiteres zu, daß er die Kautionen 
ſeiner Angeſtellten im Geſchäfte verwende. Ein anderer verlangte die Hinterlegung nur in 
bar bei der Geſellſchaft (nicht in Papier und bei einer Bank); dabei war vereinbart, daß 
die Kaution unverweigerlich der Direktion zur beliebigen Verfügung anheimfalle, wenn der 
Angeſtellte z. B. gegen die Anordnung .verftieß, daß er den Vorgeſetzten unbedingt Folge 
zu leiſten und ein unbedingt reſpektvolles Benehmen zu zeigen habe. 

Die namentlich in Anbetracht des Nachtdienſtes ſchlechte Bezahlung der Angeſtellten 
iſt Gegenſtand häufiger Klagen und natürlich nicht ohne Einfluß auf die Qualität der 
Wächter. Um Prämien zu erlangen oder für die Geſellſchaft Reklame zu machen, haben 
Wächter öfters vorgegeben, Einbrecher verſcheucht oder Sachbeſchädigungen und Brände 
verhütet zu haben. 

Die Wach- und Schließgeſellſchaften in größeren Städten, welche noch das meiſte 
Vertrauen genießen, ſuchen ſich gegen die Anſtellung zweifelhafter Elemente dadurch zu 
ſichern, daß ſie von den Bewerbern um Wächterſtellen die Beibringung amtlicher Leumunds⸗ 
zeugniſſe verlangen. Einzelne Polizeibehörden haben auch von Amts wegen Veranlaſſung 
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genommen, die Leumundsverhältniſſe der Wächter, welche fie ſich durch die Geſellſchaften 
oder auf Grund polizeilicher Anmeldung benennen ließen, zu prüfen. Allein zur Anzeige 
der Einſtellung von Wächtern können die Geſellſchaften zurzeit geſetzlich nicht gezwungen 
werden und die Beſtimmungen über polizeiliche Anmeldungen verſagen z. B. in Aſchaffen⸗ 
burg oder in Neu-Ulm, wohin die Wächter von den Geſellſchaften in Frankfurt a. M., 
Hanau und Ulm nur zum Nachtdieuſt beordert werden. Die Anſtellung ſchlecht beleumun— 
deter Wächter iſt alſo trotz jener Vorſichtsmaßregeln nicht ausgeſchloſſen. 

Weitere Unzuträglichkeiten entſtehen den Polizeibehörden daraus, daß die Augeſtellten 
der Wach⸗ und Schließgeſellſchaften nach dem Vorbild der Polizeibeamten Uniformen (auch 
Achſelſtücke und Kokarden) und in der Regel Waffen (Säbel oder Revolver) tragen. Einige 
Polizeibehörden haben verſucht, dagegen einzuſchreiten, jedoch nur in vereinzelten Fällen 
Beſtrafung wegen unbefugten Tragens einer Uniform uſw. nach § 360 Ziffer 8 Str.⸗G.-B. 
erwirkt. Auch Übergriffe in die polizeiliche Zuständigkeit find nicht ſelten; mehrere Wächter 
und Leiter von Geſellſchaften haben wiederholt unberechtigter Weiſe Verhaftungen vorge— 
nommen und Perſonen mit ihren Waffen bedroht. Ferner wurde an manchen Orten durch 
reklamhafte unwahre Berichte über Diebſtähle, Sicherheitsgefährdungen und dergleichen das 
Publikum beunruhigt. Anweſensbeſitzer wurden in aufdringlicher Weiſe zum Anſchluß an 
die Geſellſchaft aufgefordert und erfuhren, wenn ſie nicht Folge leiſteten, Sachbeſchädigungen 
und Ruheſtörungen. Daß dies nicht ohne Vorwiſſen der Geſellſchaftsinhaber geſchah, geht 
daraus hervor, daß in N. auf Zuredeſtellen des Geſchäftsleiters die Beläſtigungen auf- 
örten. 

2 Es will nicht beſtritten werden, daß die Wach- und Schließgeſellſchaften, wenn fic 
gewiſſenhaft ihre Verpflichtungen erfüllen und zuverläſſige Angeſtellte haben, für die Offent 
lichkeit von Nutzen ſind, vorausgeſetzt auch, daß ſie im Einvernehmen mit den Polizei 
behörden handeln. Allein die geſchilderten Mißſtände ſind derart, daß eine Beſchränkung 
ihrer Gewerbefreiheit durch Einſchreiten der Geſetzgebung dringend angezeigt erſcheint. 

Wie eingangs erwähnt, kommt hierbei die Unterſtellung der Wach- und Schließgeſell 
ſchaften (Wach- und Schließgeſchäfte) unter § 34 oder unter § 35 der Gewerbeordnung 
in Frage. 

Erſteren Falls bedürfte der Geſchäftsbetrieb der Erlaubnis, welche bei Vorliegen ge— 
wiſſer Tatſachen zu verſagen wäre. Für die Löſung der Frage auf dieſem Wege ſpricht, 
daß von vornherein ein unzuverläſſiger Unternehmer ausgeſchloſſen und eine Schädigung 
des Publikums oder öffentlicher Intereſſen fern gehalten werden könnte. Anderſeits kommt 
in Betracht, daß in der förmlichen Konzeſſionierung das Publikum eine Gewährleiſtung für 
einen geordneten Geſchäftsbetrieb erblicken könnte und die Geſchäftsinhaber die Konzeſſion 
zu Reklamezwecken benutzen würden. Auch formell möchte es ſich nicht empfehlen, die 
Wach⸗ und Schließgeſchäfte in § 34 zuſammen mit den Geſchäften der Pfandverleiher, 
Pfandvermittler, Geſindevermieter und Stellenvermittler aufzuführen. 

Dagegen dürfte die Unterſtellung unter § 35 Abſatz 3 der Gewerbeordnung genügend 
und auch zweckmäßig fein. In dieſem Falle könnte der gewerbsmäßige Betrieb von Wach⸗ 
und Schließgeſchäften, wie der dort benannten Geſchäfte der Rechtskonſulenten uſw., unter⸗ 
ſagt werden, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden 
in bezug auf dieſen Gewerbebetrieb dartun. Einer beſonderen Beſtimmung gegenüber unzu— 
verläſſigen Angeſtellten eines Geſchäftsbetriebs bedürfte es nicht, da nach der Recht— 
ſprechung ein Gewerbetreibender, der einen unzuverläſſigen Gehilfen oder Geſchäftsführer 
in erheblicher Weiſe beſchäftigt, ſelbſt als unzuverläſſig gilt. (Vergl. Landmann: Gewerbe- 
ordnung 5. Auflage § 35 Anm. 4 Bd. I S. 336 oben.) 

Nach § 38 Abſ. 4 a. a. O. find die Zentralbehörden ferner befugt, Vorſchriften darüber 
zu erlaſſen, in welcher Weiſe die in § 35 Abſ. 3 verzeichneten Gewerbetreibenden ihre 
Bücher zu führen und welcher polizeilichen Kontrolle über den Umfang und die Art ihres 
Geſchäftsbetriebs ſie ſich zu unterwerfen haben. Auf Grund dieſer Beſtimmung oder 
zweckentſprechender durch Aufnahme der Wach- und Schließgeſchäfte in den Abſatz 1 des 
§ 38 der Gewerbeordnung wäre die Möglichkeit gegeben, u. a. auch über die Anzeigepflicht, 
dann die Uniformierung und Bewaffnung der Angeſtellten von Wach- und Schließgeſchäften, 
ferner über die Stellung von Kautionen ſeitens der Geſchäftsinhaber wie ihrer Angeſtellten 
Anordnungen zu treffen. 

Die bezeichneten Maßnahmen dürften geeignet ſein, den Auswüchſen im Betriebe der 
Wach- und Schließgeſchäfte mit Nachdruck begegnen zu können. 


= Alpe — 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Kehrzwaug für Fabriken. 
Berlin W. 66, den 27. April 1907. 

Aus eingereichten Beſchwerden haben wir erſehen, daß in einigen Regierungsbezirken 
Fabrikſchornſteine dem Kehrzwang unterworfen und zu ihnen auch die Schornſteine von 
Meiereien und ähnlichen landwirtſchaftlichen Betrieben gerechnet werden. 

Nach einem Gutachten der Königlichen Techniſchen Deputation für Gewerbe iſt die 
regelmäßige Reinigung ſolcher Schoruſteine nicht erforderlich, weil in den größeren gewerb- 
lichen Feuerungen eine vollſtändigere Verbrennung ſtattzufinden pflegt als in Hausfeuerungen, 
ſo daß ſelbſt bei Verwendung gasreicher Kohlen nur geringe Neigung zur Glanzrußbildung 
vorhanden iſt. Ferner wirkt der ſtärkere Zug dem Aufatze von Glanzruß entgegen. Gefähr⸗ 
dungen der Nachbarſchaft durch die zwar gelegentlich beobachteten, aber ſeltenen Fälle von 
Bränden in Fabrikſchornſteinen ſind durch ihre meiſt freie Lage und die Höhe ihrer Mündung 
über dem Erdboden ſo gut wie ausgeſchloſſen. Es iſt ferner zu berückſichtigen, daß viele 
Fabrikſchornſteine nur im Inneren Steigeiſen haben, andere, z. B. eiſerne, meiſt gar nicht 
beſteigbar ſind. Ihre Reinigung iſt daher während des Betriebs der Feuerungsanlage 
ausgeſchloſſen, im übrigen aber mit Lebensgefahr verbunden. 

Wir beſtimmen daher, daß alle freiſtehenden Schornſteine für größere Feuerungs⸗ 
anlagen in Fabriken, ſowie die ähnlichen Zwecken dienenden Schornſteine in landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben und endlich alle Schornſteine für Dampfkeſſelfeuerungen dem Kehrzwange 
nicht zu unterwerfen ſind, gleichgültig, ob es ſich um gemauerte oder eiſerne Schornſteine 
handelt. Ausgenommen ſind enge, in Gebäuden eingemauerte Schornſteine zu den ange 
gebenen Zwecken (ſogenannte ruſſiſche Kamine). 


Der Miniſter Der Der Miniſter für Landwirt⸗ 
für Handel und Gewerbe. Miniſter des Innern. ſchaft, Domänen und Forſten. 
Delbrück. In Vertretung. In Vertretung. 

von Biſchoffshauſen. v. Conrad. 


III 2681 M. f. D. — IIb 1985 M. d. J. — IAa 2885 M. f. L. 


An die Herren Negierungspräfidenten und den Herrn Poltzeipräſidenten in Berlin. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beiheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenkaſſe (E. H.) des Handwerkerbildungsvereins zu Teutſchenthal, 

2. Kranken⸗ und Sterbekaſſe zu Eiſenbach (E. H.), . 

Kranken⸗ und Sterbekaſſe der vereinigten Handwerker Coepenicks und Um⸗ 
gegend (E. H.), 

4, St. Joſephs⸗Bürger⸗ und Handwerker⸗Krankenlade (E. H.) in Rhede, 

5. Concordia (E. H.) in Krofdorf, 

6. Handwerkerverein, Kranken und Sterbekaſſe (E. H.) in Frauenſtein, 

7 

8 


wh 


Schiffer⸗Kranken⸗Kaſſe zu Aken a. Elbe (E. H.), g 

„Kranken⸗Unterſtützungs⸗Verein für Niendorf, genannt „Eintracht“, (E. H.) in 
Niendorf 

9. Kranken- und Sterbe-Kaſſe für die ſämtlichen Handwerker des Amtes Burbach (E. H.). 

Berlin, den 21. Mai 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 4191 Ul. Ang. Neumann. 
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b) Invalidenverſicherung. 
Betr. Vorſitz im Vorſtande der L. V. A. Sachſeu⸗Anhalt. 
Der Oberpräſident. 
Magdeburg, den 19. April 1907. 

Der ſtändige Stellvertreter des Landeshauptmanns im Vorſitze des Vorſtands der 
Landesverſicherungsanſtalt Sachſen-Anhalt, Landesrat, Geheimer Regierungsrat Wrede iſt 
infolge Übertritts in den Ruheſtand mit dem 31. März d. J. aus dem Vorſtaude der 
Verſicherungsanſtalt Sachſen-Anhalt ausgeſchieden. Der Provinzial-Ausſchuß der Provinz 
Sachſen hat in feiner Sitzung vom 10. d. Mts. auf Grund des 6. Nachtrags zum Provinzial 
Statut den bisher ſchon im Vorſtande der Landes- Verſicherungsanſtalt beſchäftigten Landes- 
rat Mölle zum Nachfolger des Geheimrats Wrede beſtimmt. 


gez. v. Wilmowski. 


F c) Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung. 
Uberſicht über die Geſchäftstätigkeit der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung im 
Kalenderjahre 1906. 
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Erklärung der Abkürzungen in Spalte 1: 


E. D. B. Eiſenbahndirektionsbezirk. 

N. K. P. Norddeutſche Knappſchafts⸗Penſionskaſſe. 
A. K. V. B. Allgemeiner Knappſchaftsverein Bochum. 
S Saarbrücker Knappſchaftsverein. 
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V. Gewerbliche Unterricht3angelegenheiten, 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. hauswirtſchaftlichen Unterricht. 


Der Miniſter der geiftlichen, Unterrichts: 
und Medizinal-Angelegenheiten. 


Berlin W. 64, den 13. Mai 1907. 
Nach den zwiſchen dem Herrn Miniſter für Haudel und Gewerbe und mir über 

Fragen des hauswirtſchaftlichen Unterrichts getroffenen Vereinbarungen können fortan 
a) ſchulpflichtige Mädchen auch in denjenigen Anſtalten hauswirtſchaftlichen Unterricht 

erhalten, welche dem Herrn Handelsminiſter unterſtellt ſind. Außerdem kann 
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p) der Unterricht der ſchulpflichtigen Mädchen in den Schulküchen als Übungsunterricht 
für die Ausbildung junger Mädchen zu Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde im 
Sinne der Beſtimmumgen vom 11. Janar 1902 und als Gewerbeſchullehrerinnen 
im Sinne der Vorſchriften vom 23. Januar 1907 (SM Bl. S. 14) mitzbar gemacht 
werden. Mit dem Unterrichte zu a und der Leitung des Unterrichts zu b können 
diejenigen Lehrerinnen betraut werden, welche an den Anſtalten angeſtellt ſind, 
die dem Herrn Handelsminiſter unterſtehen, vorausgeſetzt, daß ſie die Prüfung als 
Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde nach den Beſtimmungen von 1902 oder nach 
den ſpäter zu erlaſſenden Beſtimmungen abgelegt haben. In jedem Einzelfalle 
hat eine vorherige Verſtändigung mit der zuſtändigen Aufſichtsbehörde zu erfolgen. 
Auch muß die Ausbildung der ſchulpflichtigen Mädchen nach den von der Schul⸗ 
behörde erlaſſenen Beſtimmungen geſchehen. 

Außerhalb der Schulzeit können die Schulküchen auch von den Schülerinnen der 
dem Herrn Handelsminiſter unterſtehenden Anſtalten benutzt werden, ſofern ſeitens 
der betreffenden Gemeinde oder von der Schulbehörde Bedenken hiergegen nicht 
erhoben werden. 


a 
— 


(gez.) v. Studt. 


An die Königlichen Regierungen und Provinzial⸗Schulkollegien. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Lieferung von Materialien njw. au Baugewerkſchüler. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. Mat 1907. 

Ich beſtimme hiermit im Einverſtändnis mit dem Herrn Fiuanzminiſter, daß die bis- 
her durch die Baugewerkſchulen erfolgte Lieferung von Schreib- und Zeichenmaterialien und 
Lehrheften an die Schüler ſowie die ärztliche Behandlung der letzteren nebſt Lieferung von 
Arzneien uſw. vom 1. April 1908 ab in Fortfall kommen. 

Demgemäß wollen Sie veranlaſſen, daß in dem Entwurfe des Etats der Baugewerk— 
ſchule Ihres Bezirks für 1908 oder der Deklaration dazu bei Kap. 29 Tit. 2a der Ein⸗ 
nahnie die Poſition 2 und bei Kap. 69 Tit. 4 der Ausgabe die Poſitionen 4, 5 und 7 
fortgelaſſen oder entſprechend abgeändert werden. 

Im Auftrage. 
IV 3522. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Prüfungen für die Aufnahme in höhere Maſchinenbanſchnlen. 

Die nächſten Prüfungen zum Nachweiſe der für die Aufnahme in die höheren 
Maſchinenbauſchulen erforderlichen Kenntniſſe — ſiehe den Erlaß vom 19. November 1901 
und die Vorſchriften über die Organiſation der Maſchinenbau- und Hüttenſchulen von 
demſelben Tage unter IVa (SMBl. S. 305 und 333 ff.) — werden ſtattfinden: 
an den vereinigten Maſchinenbauſchulen in Cölu am 24. Juni 1907 und an den folgen⸗ 

den Tagen, 
- Elberfeld-Barmen am 17. Juni, 
an der höheren Maſchinenbauſchule in Aachen vom 24, bis 26. Juni, 
A : = Altona vom 10. bis 13. Juni, 

: Breslau vom 17. bis 19. Juni, 

- Hagen i. W. am 18. und 19. Suni, 
Magdeburg vom 10. bis 14. Juni, 
Poſen vom 24. bis 26. Juni, 

2 - Stettin vom 10. bis 12. Juni, 
an der höheren Schiff- und Maſchinenbauſchule in Kiel vom 24. bis 29. Juni, 
an der Maſchinenbauſchule in Görlitz am 17. Juni, 
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an der Maſchinenbau- und Hüttenſchule in Duisburg vom 10. bis 12. Juni, 

- = = Gleiwitz vom 27. Mai ab (ſchriftlich) und vom 

12. Juni ab (mündlich). 
Die Prüfungen können an irgend einer der vorgenannten Anſtalten abgelegt werden, 
gleichviel in welche höhere Maſchinenbauſchule der Prüfling einzutreten beabſichtigt. Mel— 
dungen zu den Prüfungen ſind ſpäteſtens vierzehn Tage vor deren Beginn bei der Direktion 
der Anſtalt, an welcher die Prüfung abgelegt werden ſoll, in vorgeſchriebener Weile (vergl. 
die obenerwähnten Vorſchriften) einzureichen. 
Berlin, den 18. Mai 1907. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
IV 4027. Dr. Neuhaus. 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 


Schulordunngen gewerblicher Fortbildungsſchulen müſſen gemäß § 142 GewO. veröffeutlicht 
fein, wenn fie einer Beſtrafung aus § 150 Ziff. 4 GewO. zu Grunde gelegt werden ſollen. 
Entſcheidung des Kammergerichts, J. Strafſenat, vom 21. Jauuar 1907. 

Nach § 150 Nr. 4 Gewh. wird unter anderen beſtraft, wer einer auf Grund des 
§ 120 Abſ. 3 erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmung zuwiderhandelt. Ob die von dem Vor— 
ſtand der ſtaatlichen Fortbildungsſchule zu C. für dieſe erlaſſene Schulordnung vom 
12. Februar 1903 eine ſolche ſtatutariſche Beſtimmung dadurch geworden iſt, daß im § 5 
des Ortsſtatuts, betreffend die gewerbliche Fortbildungsſchule in C, vom 16. Januar 1905 
auf die Beſtimmungen der Schulordnung ohne nähere Bezeichnung, um welche Schul— 
ordnung es ſich handelt, hingewieſen wird, mag unerörtert bleiben. Denn ſelbſt wenn das 
angenommen werden könnte, würde die Schulordnung vom 12. Februar 1903 einer Be— 
ſtrafung aus § 150 Nr. 4 GewO. nur dann zu Grunde zu legen ſein, falls fie gemäß 
§ 142 GewO. in der für Bekanntmachungen der Gemeinde vorgeſchriebenen oder üblichen 
Form veröffentlicht worden wäre. Das iſt aber nach den Feſtſtellungen des angegriffenen 
Urteils nicht geſchehen. Das Gegenteil wird auch von der Reviſion nicht behauptet. 

Deshalb hat die Strafkammer mit Recht ausgeſprochen, daß eine Verurteilung der 
Angeklagten wegen Übertretung des § 150 Nr. 4 GewO, nicht erfolgen könne. 


|] 
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